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Geschäftsfuhruncl des lnteqrationsrates 

Der Ausschuss möge dem Rat zum Beschluss vorlegen: 

Die Verwaltung wird beauftragt, praktikable Vorschläge zu erarbeiten zur Lösung der arbeits- 
rechtlichen Probleme des Integrationsrates. Das Ergebnis der juristischen Prüfung der ar- 
beitsrechtlichen Situation der Geschäftsführung und die Vorschläge zur Lösung der anste- 
henden Probleme sind dem Ausschuss zeitnah vorzustellen. Insbesondere ist zu prüfen ob 
die langjährigen Probleme ggf. durch die Gründung einer rechtsfähigen Körperschaft (z.B. 
eines Vereins) oder durch Überführung des derzeitigen Anstellungsverhältnisses der Ge- 
schäftsführerin in eine Anstellung bei der Stadt Göttingen gelöst werden könnten. 

Begründung: 

Vor 20 Jahren wurde zwischen dem damaligen Ausländerbeirat und seiner Geschäftsführerin 
ein Arbeitsvertrag geschlossen. Die Anstellung erfolgte zunächst als Vollzeit-, später als 
Teilzeitbeschäftigte. Nach Auflösung des Ausländerbeirates erfolgte eine Weiterbeschäfti- 
gung als Geschäftsführerin für den neugewählten Integrationsrat. 

Die Verwaltung hat in der Vergangenheit mehrfach darauf hingewiesen, dass das Beschäfti- 
gungsverhältnis der Geschäftsführerin seit Anbeginn mit arbeitsrechtlichen Problemen ver- 
bunden ist, die bis heute nicht gelöst sind. Die Probleme resultieren insbesondere aus der 
rechtlichen Stellung des Integrationsrates, der nach Rechtsauffassung der Verwaltung weder 
als juristische Person des öffentlichen Rechts (Körperschaft, Anstalt, Stiftung), noch als Per- 
son des Privatrechts anzusehen ist, somit keine eigene Rechtsfähigkeit hat und folglich auch 
keinen Arbeitsvertrag mit einer Geschäftsführerin abschließen kann und konnte. 

Die unklare Beschäftigungssituation führt zu Folgeproblemen, insbesondere im Hinblick auf 
Haftungsrisiken, Weisungsbefugnisse und den allgemeinen 
onsrates. Im Interesse aller Beteiligten sollte für diese Probl 
rechtlichen Grauzone eine langfristige Lösung gefunden wer 
schen Zielen im Haushalt 2008 bereits verankert: „Die vertragli 
schäftsführung sind zu klären. Es wird eine transparente Ve 
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